
-Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz. 13. Juli 1949. 

315/J A n fra g e 

der Abg e K i t t end 0 r f e r Hau n s c h m i d t , Gei e 8 -

1 in, 0 r , lau r·e r und Genossen 

an den Bundesminister :für Inneres, 
betl'etfenc1. Vorkehrungen zum Sohutze der Sittliohkeit und Volksgesundheit. 

- ........ .. 
Am 12 •• 1 1948 haben die Abg • .Brandl und Genossen eine Anfrage an 

4en Henon Bundesminister für Inneres, Helmer, über die .Anwendung der Verord­

nung de~ Bundesregierung vom 23.3.1934, .B.G.~l: Nr. 171/1934. zum Schutze 
4e:t Sittliohkeit und Vo1ksgesundheit eingebraoht, auf die der Herr Bundes­

minister tür Inneres sm 24. Juni 1948 geantwortet hat~ !n dieser ~eantwortung 

verwi68 er 4a~aut, 4a$s die gegenständliche Verordnung formal wohl noch in 

G.lt~ lei und von den öeterreiohisohen Sioherheitsbeh~rden zur Bekämptunl 

d.~ Sohautz- UM Sohundliteratur fallweise auch angewendet werde, daS aber 

8ein Ministerium Bedenken dagegen habe, die Anwendung dieser Verordnung in 

ei~e.welteren umtange anzuordnen, da diese Verordnung unter den heutigen 
ataa1iueehtlichell, politisohen und sozialen Verhältnissen niohtmehff,ntspre­

eheB4en Vorau.setzungen geSChaffen wurde und eine Anzahl von Vorschritten ent-
•• ........... # ' 

hält. deren Vollz~C derzeit nioht mehr gerechtfertigt werden k6nrlte.' Das Mi-

aist.nu ael daher der Ansieht, daß diese Verordnung mit tunlichsterBe-
80hleunicunr 4Qrch neue gesetzliche Vorschriften ersetzt werden sollte. die 

alle zur Bekämpfung von Sohmutz und Sohund auf dem Gebiete der Presse, der 
Literatur, d88 !1'heater- und Lichtspie1weaens dienliohen Normen in einer den 

Bedürfnis.en der heutigen Zeit angepassten Form einheitlich zusammenzufassen 

hätten. Bis zu dieser legislativen Neuregelung werde es möglich sein, duroh 

eine verschirtte Anwendung der strafreohtliohen Vors .. chriften des § 516 St.G. 

und des Art. VI der StrafgesetZ\.llOvelle 1929 das Auslangen zu finden. 
Dieee Beantwortung erfolgte am 24. Juni 1948. Heute s.ohreiben wir den 

1'. Juli 1949 und noeh immer ist auf diesem Gebiet niohts geschehen. Nw1 

hat dae bischöfliche Ordinariat (Seelaorgeamt in Linz) an die Polize1direkt10n 

die I-llZsigegegen einen gewissen Emil Ritzberger, Wien III., ErdbergerstraBe 
.\ 

16, 'fIe,en Ankündigung von Sohriften unzüchtigen Inhalts eta. erstattet. Darauf' 

erhielt es von der Bundespo1izeidirektionLinz unterm 14. Juni ds.J. ein 

Schreiben folgenden Inhel ts I 
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3. Beiblatt 

tI'Das SchrE.,i'ben des 'bj.schöflichen Ordinariates vom 28n 3 .1949 wurde aus 
Gr'ündc3ll C.21' crtlicha.tl Zustiindigkei t der Bundespolizeidirektion Wien 
weitergeleitet mit dem Ersuch~n~ gegen Ritzb0rger eill Verfahren:-.nBoh 
der -rsrol'dnung der BundGsJ:'ee;j.(.o,rung vom 23.3.,1934 ~umSchut2le der Sitt .... 
lichkeit und Volk~gesu:nd:tei't (~,-G.Bl~Nrt> 171/34) cinzu1eitenQ Von 
der Bundespolizeidirektion Wien, Pressereferat, Zl.P .. 6941/47 (608/47) 
vom 7 .. 6.1949 ist am 10,6 .. 1949 folgender Bericht h. aQ eingelangt. 

<!Zum Eezugsschreiben teilt die Poliz eidirekt ion Wie n rni t, daß von der 
weiteren Verfo:g ung der Emil Ri tzberger zur Last gelegten ttbertretungen 
Abstand genommen wurde, da das Bundesmini'sterium für Inneres die An­
wendung der zitierten Verordnung als nicht oEPortuE. erachtethat Q Be­
züglich dos Inhaltes des beanstan.deten Prospektes beehrt sich die Po­
lizeidirektion Wien ergänzend mitzuteilen, daß sämtliche darin angebo .. 
tenen Schriften sittlich anstössigen Inhaltes der Staatsanwaltschaft 
Wien vorgelegt wurden, wobei die staatsanwaltschaft jedoch in keinem 
der Fälle Anlas s zur wai t eren Verfolgung gefunden hat(ll 

Da die höchstvorgesetzt'e Dienststelle aller Sicherheitsbehörden, das 
Bundesministerium für Inneres, diese Verordnung als nicht opportun er­
achtet und die ~resse-Staatsanwaltscha!t in Wien keinen Anlaes zur 
Verfolgung solchen SchrGfttums findet, kann die Bundespolizeidirektion 
Linz als unterste Behörde in Hinkunft die Verordnung 'B.G .. BI"Nr. 171/34 
als Rechtsnorm gegen Schmut z- und Sohundlit eraturtnicht mehr in Anwendung 
ziehen~ Durch diese Entscheidungen können die von h.a. seit mehr als 
einem gahr mit t .. eilweisem Erfolg geführtenlLmtshandlungen gegen Sohmutz­
und Schundliteratur nech!iieser Verordnung so lange nicht mehr weiterge­
führt werden, bis eine hbhel'e' E~tscheidung gefällt oder ,§ l2 des Presse­
gesetzes, wie bis 1938 in Geltu!1/,Sj wieder in Kraft gesetzt wird." 

Auf allen öffentlichen Zeitungsständ.en werden Schund- und Schmutzschriften 
wip. "Augustin", "Evau , "nr~ Faust", nLiebeskuriern~ "Er und Sie" eto ... feilge­
halten~ Leh:rpersonen teilen uns mit, daß sich c.iese unsittlichen, schamlosen, . 
auf die 'U'berreizung und Irre1eitung des Geschlechtsgefühles der Jugend abge­

atoll ten Schriften bereits in den Schul'taschen del'Volks~· und He.uptschüler vor­
findent aber das Bundesministerium für Inneres erkle.rt die Verordnung 
3t"G{;:;31 .. 171/34 als nicht op:portu~ und die P::~;isse-Staatsa:nwal tschaft in Wien 
findet ~einen Anlass zur Verfolgung soloher anstössiger Schrifteno 

Die unterzeichneten Abgeordneten ste,llen daher an den Herrn Bundesminister 
Inneres die :S..E_f r a ~..2 ~ . 
1" Was gedenkt der Herr Bundesminister zu untern~l1men, um dWll Uberhand­

nehmen der SchDutz- und Schundliteratur endlich wirksam zu begegnen? 

2. Ist er bereit, wenigstens den § 12 des Pressegeoctzes, wie er bis 
1938 i ti. Gell tung stand, wieder in K:rE:!ft zu setze:;.? 

-~~.,..' ;"~.-1t-3-.-
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